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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für November 2024
Die aktuelle Rechtsprechung des Finanz-
gerichts Niedersachsen macht auf eine 
Steuerfalle bei der vorweggenommenen 
Erbfolge aufmerksam: Überträgt der 
Steuerpflichtige schenkweise einen Mit- 
eigentumsanteil an einem Vermietungs
objekt, ohne auch die Finanzierungs
darlehen anteilig zu übertragen, kann  
er die Schuldzinsen nur noch anteilig 
entsprechend seinem verbliebenen  
Miteigentumsanteil abziehen.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen:

Vermieten Mitglieder einer Wohnungs
eigentümergemeinschaft eine Eigentums-
wohnung, müssen sie an die Hausver
waltung Zahlungen leisten, die diese der 
Instandhaltungsrücklage zuführt. Bis dato 
sind diese Zahlungen erst als Werbungs-
kosten zu berücksichtigen, wenn sie für 

Instandhaltungen verausgabt worden  
sind. Ob dies (immer noch) zutreffend ist, 
muss nun der Bundesfinanzhof klären.

Das Bundesfinanzministerium hat auf  
eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
reagiert und erkennt inkongruente Gewinn-
ausschüttungen einer Kapitalgesellschaft 
unter bestimmten Voraussetzungen an. 
Somit besteht nun Sicherheit bei etwaigen 
Gestaltungen.

Für 2025 liegen die voraussichtlichen Sach- 
bezugswerte für freie Unterkunft und Ver- 
pflegung vor. Mit der Zustimmung durch 
den Bundesrat ist wie in den Vorjahren zu 
rechnen.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in  
der Ausgabe für November 2024. 

Viel Spaß beim Lesen!

TOP Steuerberater 2024
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2024 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

An
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg



Für Vermieter

Instandhaltungsrücklage: Bundesfinanzhof muss Zeitpunkt des Werbungskostenabzugs klären
Vermieten Mitglieder einer Wohnungseigen-
tümergemeinschaft eine Eigentumswoh-
nung, müssen sie an die Hausverwaltung 
auch Zahlungen leisten, die diese der 
Instandhaltungs- bzw. Erhaltungsrücklage 
zuführt. Bis dato sind diese Zahlungen nicht 
zum Zahlungszeitpunkt als Werbungskosten 
zu berücksichtigen, sondern erst, wenn sie 
für Instandhaltungen verausgabt worden 
sind. Ob dies (immer noch) zutreffend ist, 
muss nun der Bundesfinanzhof klären.

Seit dem 20.8.2024 ist beim Bundes- 
finanzhof ein Verfahren mit folgender  
Frage anhängig: Stellen Einzahlungen in die 
Erhaltungsrücklage (vormals Instandhal-
tungsrücklage) nach der Novellierung des 
Wohnungseigentumsgesetzes durch das 
Wohnungseigentumsmodernisierungsge-
setz (BGBl I 2020, S. 2187) mit einhergehen-
der Rechtsfähigkeit der Wohnungseigen

tümergemeinschaft bereits in diesem 
Zeitpunkt des Abflusses sofort abzugsfähige 
Werbungskosten dar, unabhängig von der 
späteren Mittelverwendung und der steuer-
lichen Einordnung?

Beachten Sie: Die Vorinstanz, das Finanzge-
richt Nürnberg, hat das übrigens verneint.

Nach aktuellem Rechtsstand sind die 
Zahlungen erst dann als Werbungskosten 
abzugsfähig, wenn sie der Verwalter veraus-
gabt hat. Dass die Beiträge zur Erhaltungs-
rücklage mit der Zahlung aus dem frei 
verfügbaren Vermögen abgeflossen sind, 
ändert daran nichts.

Beispiel

A ist Vermieter einer Eigentumswohnung.  
Er hat an die Hausverwaltung ein monatli-
ches Hausgeld von 200 EUR für laufende 

Kosten (z. B. Versicherungen, Gas und 
Wasser) und daneben weitere 125 EUR  
als Zuführung zur Erhaltungsrücklage zu 
zahlen.

Bisherige Lösung: Die monatlichen Zahlun-
gen sind in Höhe von 200 EUR sofort als 
Werbungskosten abzugsfähig. In Höhe 
von 125 EUR ergeben sich allein durch  
die Einzahlung in die Erhaltungsrücklage 
(noch) keine Werbungskosten.

Angestrebte Lösung: Durch das Revisions-
verfahren soll erreicht werden, dass auch 
die Zahlung in die Erhaltungsrücklage 
sofort im Zahlungsjahr als Werbungskosten 
abzugsfähig ist.

Quelle: FG Nürnberg,  
Urteil vom 12.3.2024, Az. 1 K 866/23,  
Rev. BFH: Az. IX R 19/24, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 243896
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Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche Belastungen:  
Zivilprozesskosten abzugsfähig, wenn Verlust der Existenzgrundlage droht
Prozesskosten sind grundsätzlich nicht als 
außergewöhnliche Belastungen abziehbar. 
Eine gesetzliche Ausnahme gilt nur dann, 
wenn es sich um Aufwendungen handelt, 
ohne die der Steuerpflichtige Gefahr liefe, 
seine Existenzgrundlage zu verlieren und 
seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in 
dem üblichen Rahmen nicht mehr befrie
digen zu können. Über einen solchen Fall 
musste jüngst das Finanzgericht Nieder-
sachsen entscheiden.

Im Streitfall ging es um die Frage, ob 
Prozesskosten im Zusammenhang mit der 
drohenden Rückabwicklung der unentgelt
lichen Übertragung eines Forstbetriebs  
als außergewöhnliche Belastungen berück-
sichtigt werden können.

Der Steuerpflichtige hatte 2015 u. a. einen 
Forstbetrieb gegen Altenteilleistungen 
übertragen bekommen. In der Folge be
endete er seine Angestelltentätigkeit für  
den Betrieb und führte diesen als Selbst-

ständiger fort. Im selben Jahr forderte die 
Übergeberin aber dann gerichtlich die 
Rückübertragung des Betriebs bzw. die 
Grundbuchberichtigung. Begründung:  
Sie sei bei der Übertragung demenzbedingt 
geschäftsunfähig gewesen. Hiergegen  
setzte sich der Steuerpflichtige vor den  
Zivilgerichten zur Wehr.

Die entstandenen Prozesskosten machte  
er als außergewöhnliche Belastungen 
geltend, was das Finanzamt ablehnte. Vor 
dem Finanzgericht Niedersachsen war er 
dann erfolgreich.

Der Steuerpflichtige hat seine lebensnot-
wendigen Bedürfnisse ganz überwiegend 
aus den Erträgen des von der Rücküber
tragung bedrohten Forstbetriebs bestritten. 
Aus der maßgeblichen Sicht des Jahres  
der Inanspruchnahme wären ihm bei einer 
Rückübertragung übrige Einkünfte unter-
halb des Grundfreibetrags verblieben. Die 
Berührung des steuerlichen Existenzmini-

mums erfüllt den Tatbestand der Gefahr  
für die Existenzgrundlage.

Dem drohenden Verlust der Existenzgrund-
lage steht auch nicht entgegen, dass der 
Steuerpflichtige bei einer Rückübertragung 
erneut eine Angestelltentätigkeit hätte 
aufnehmen können. Der Verlust der Exis-
tenzgrundlage erfordert keinen dauerhaften 
Verlust der materiellen Lebensgrundlage. 
Auch kann, so das Finanzgericht, dem 
Steuerpflichten nicht entgegengehalten 
werden, im Notfall die Leistungen der 
sozialen Sicherungssysteme in Anspruch 
nehmen zu können.

Beachten Sie: Die Finanzverwaltung hat 
gegen die Entscheidung die Revision ein
gelegt. Somit können geeignete Fälle über 
einen Einspruch vorerst offengehalten 
werden.

Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 
15.5.2024, Az. 9 K 28/23, Rev. BFH: Az. VI R 
22/24, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 243968

Für Vermieter

Steuerfalle: Anteilige Immobilien-Schenkung  
ohne anteilige Übertragung des Finanzierungsdarlehens
Überträgt der Steuerpflichtige schenkweise 
einen Miteigentumsanteil an einem Vermie-
tungsobjekt, ohne auch die Finanzierungs-
darlehen anteilig zu übertragen, kann er  
die Schuldzinsen nur noch anteilig entspre-
chend seinem verbliebenen Miteigentums- 
anteil abziehen. 

Diese steuerzahlerunfreundliche Sichtweise 
des Finanzgerichts Niedersachsen sollte 
insbesondere in Fällen der vorweggenom-

menen Erbfolge beachtet werden, um 
weiterhin den vollen Werbungskostenabzug 
für die Schuldzinsen zu erhalten.

Der Alleineigentümer (Vater) einer ver- 
mieteten Immobilie hatte einen ideellen 
2/5-Miteigentumsanteil im Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge unentgeltlich auf 
seinen Sohn übertragen. Die Grundschuld 
wurde von dem Sohn entsprechend seinem 
Miteigentumsanteil zur dinglichen Haftung 

übernommen. Zu einer schuldrechtlichen 
Schuldübernahme bzw. einem Schuldbeitritt 
zur Darlehensschuld gegenüber der Bank 
kam es jedoch nicht.

In der Feststellungserklärung für die ab  
Juli 2019 bestehende Grundstücksgemein-
schaft/Vermietungs-GbR wurden Darlehens- 
zinsen in voller Höhe geltend gemacht. 
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Diese berücksichtigte das Finanzamt 
allerdings nur zu 3/5 (= Anteil des Vaters). 
Die hiergegen gerichtete Klage blieb erfolg-
los.

Das Finanzgericht Niedersachsen begrün-
dete seine restriktive Sichtweise u. a. wie 
folgt: Der Vater hat einen Miteigentumsan-
teil an der Mietimmobilie schenkweise und 
damit aus privaten, nicht mit der Einkünf-
teerzielung im Zusammenhang stehenden 
Gründen auf seinen Sohn übertragen.

Da das bei der Bank aufgenommene Dar
lehen der Finanzierung des gesamten Ge- 
bäudes diente, wurde mit der Übertragung 
eines Miteigentumsanteils auf den Sohn  
der Finanzierungszusammenhang des Dar- 
lehens mit dem Gebäude anteilig zu dem 
übertragenen Miteigentumsanteil gelöst.

Beachten Sie: Insoweit hat der Vater eine 
kreditfinanzierte Schenkung vorgenommen, 
was zur Folge hat, dass die Darlehenszinsen 
von ihm ab diesem Zeitpunkt nicht mehr als 
Werbungskosten abgezogen werden kön-
nen. Ein Abzug beim Sohn kommt ebenfalls 
nicht in Betracht, weil er die Darlehenszin-
sen weder gezahlt, noch der Bank geschul-
det hat.

Das Finanzgericht Niedersachsen hat 
jedoch die Revision im Hinblick auf die 
Frage zugelassen, ob es gerechtfertigt ist, 
den Sachverhalt anders zu behandeln als 
bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb. 
Hier hatte der Bundesfinanzhof Folgendes 
ausgeführt:

Wird ein fremdfinanziertes Grundstück des 
Sonderbetriebsvermögens unter Zurückbe-
haltung der Darlehensverbindlichkeit 

unentgeltlich in das Gesamthandsvermögen 
einer anderen Mitunternehmerschaft zum 
Buchwert übertragen, ist die Darlehens- 
verbindlichkeit bei der anderen Mitunter-
nehmerschaft als negatives Sonderbe- 
triebsvermögen in voller Höhe zu erfassen.  
Die aufgewendeten Darlehenszinsen sind  
in voller Höhe als Sonderbetriebsaufwand 
abzugsfähig.

Beachten Sie: Da die Revision eingelegt 
wurde, hat der Bundesfinanzhof nun Gele-
genheit, für Klarheit zu sorgen.

Quelle: FG Niedersachsen,  
Urteil vom 13.12.2023, Az. 3 K 162/23,  
Rev. BFH: Az. IX R 2/24, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 243107; FG Niedersachsen,  
Urteil vom 13.12.2023, Az. 3 K 163/23,  
Rev. BFH: Az. IX R 3/24; BFH, Beschluss 
vom 27.4.2017, Az. IV B 53/16

[Fortsetzung von Seite 2]
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Für Unternehmer

Inventur am 31.12.: Das muss nicht sein
Das Jahresende steht vor der Tür – und  
das heißt Inventurzeit. Denn in vielen Unter-
nehmen erfolgt dann eine körperliche 
Bestandsaufnahme, oft am 31.12. Doch  
das ist nicht zwingend erforderlich, es gibt 
auch andere Möglichkeiten.

Die handelsrechtliche Grundlage für die 
Inventur bildet § 240 Handelsgesetzbuch 
(HGB). Demnach hat jeder Kaufmann zu 
Beginn seines Handelsgewerbes und zum 
Schluss eines jeden Geschäftsjahrs ein 
Inventar aufzustellen. Ein Inventar ist ein 
vollständiges Verzeichnis aller Vermögens-
werte und Schulden. 

Um dieses zu erstellen, sind zunächst  
die Bestände zu ermitteln, d. h., es ist eine 
Inventur durchzuführen.

Die Inventur hat grundsätzlich am Bilanz-
stichtag zu erfolgen (Stichtagsinventur). 
Handels- und steuerrechtlich wird es aber 
nicht beanstandet, wenn die Inventur 
innerhalb einer Frist von zehn Tagen vor 
oder nach dem Bilanzstichtag vorgenom-
men wird. Der am Tag der Inventur ermittel-
te Bestand muss in diesem Fall mengen- 
und wertmäßig auf den Stichtag fortge- 
schrieben bzw. zurückgerechnet werden.

Auch eine zeitverschobene (vor- oder 
nachgelagerte) Inventur ist zulässig (§ 241 
Abs. 3 HGB). Hier muss die Bestandsauf-
nahme innerhalb von drei Monaten vor oder 
zwei Monaten nach dem Abschlussstichtag 
erfolgen. Dies erfordert aber einen relativ 
langen Zeitraum der Fortschreibung bzw. 
Rückrechnung.

Zudem gibt es zwei weitere Verfahren:

· ��Bei der permanenten Inventur nach § 241 
Abs. 2 HGB erfolgt die Aufnahme nicht  
zu einem bestimmten Stichtag, sondern 
laufend. Jeder Vermögensgegenstand  
ist im Laufe eines Jahres mindestens 
einmal körperlich aufzunehmen.

· ��Bei der Stichprobeninventur (§ 241 Abs. 1 
HGB) wird der Bestand mithilfe anerkann-
ter mathematisch-statistischer Berech-
nungsmethoden ermittelt. Vorteil: Es 
müssen nicht alle Vermögensgegenstände 
körperlich aufgenommen werden. Nach-
teil: Komplexe Ermittlung und Dokumen
tation.

Für Unternehmer

Richtsatzsammlung 2023 und Pauschbeträge  
für unentgeltliche Wertabgaben 2024
Die Finanzverwaltung hat die Richtsatz-
sammlung für das Kalenderjahr 2023 und 
die Pauschbeträge für unentgeltliche 
Wertabgaben 2024 bekanntgegeben.

Die Richtsätze wurden für die einzelnen 
Gewerbeklassen auf der Basis von Betriebs
ergebnissen vieler geprüfter Unternehmen 
ermittelt. Sie sind für die Verwaltung ein 
Hilfsmittel, um Umsätze und Gewinne zu 
verproben und ggf. bei Fehlen anderer 
geeigneter Unterlagen zu schätzen.

Wurden die Buchführungsergebnisse 
formell ordnungsgemäß ermittelt, darf eine 
Schätzung in der Regel nicht allein darauf 
gestützt werden, dass die erklärten Gewinne 
oder Umsätze von den Zahlen der Richtsatz-
sammlung abweichen. Ist die Buchführung 
aber nicht ordnungsgemäß, ist der Gewinn 

zu schätzen, unter Umständen unter  
Anwendung von Richtsätzen.

Die Pauschbeträge für unentgeltliche 
Wertabgaben bieten dem Steuerpflichtigen 
die Möglichkeit, die Warenentnahmen 
monatlich pauschal zu verbuchen. Sie 
entbinden ihn damit von der Aufzeichnung 
einer Vielzahl von Einzelentnahmen.

Beachten Sie: Diese Vereinfachungsrege-
lung lässt keine Zu- und Abschläge zur 
Anpassung an die individuellen Verhält- 
nisse (z. B. individuelle persönliche Ess- 
oder Trinkgewohnheiten, Krankheit oder 
Urlaub) zu.

Quelle: BMF-Schreiben vom 17.9.2024,  
Az. IV D 3 - S 1544/19/10001 :011,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 243895

Für GmbH-Gesellschafter

Inkongruente  
Gewinnausschüttungen:  
Finanzverwaltung folgt  
nun  dem Bundesfinanzhof
Der Bundesfinanzhof hatte der Finanz
verwaltung mit Urteil vom 28.9.2022  
widersprochen: 

Ein punktuell satzungsdurchbrechender 
Beschluss über eine inkongruente Vorab
ausschüttung, der von der Gesellschafter-
versammlung einstimmig gefasst worden  
ist und von keinem Gesellschafter angefoch-
ten werden kann, unterliegt als zivilrechtlich 
wirksamer Ausschüttungsbeschluss der 
Besteuerung. 

Das Bundesfinanzministerium wendet  
diese Rechtsprechung nunmehr an.

[Fortsetzung auf Seite 4]
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Nach dem Schreiben des Bundesfinanz
ministeriums sind inkongruente – also  
vom Anteil am Stammkapital einer GmbH 
abweichende – Gewinnausschüttungen 
steuerlich grundsätzlich anzuerkennen, 
wenn sie zivilrechtlich wirksam sind. 

Dies ist insbesondere in folgenden  
Fällen gegeben:

Abweichende Regelung  
im Gesellschaftsvertrag

Es wurde im Gesellschaftsvertrag ein 
anderer Verteilungsmaßstab als das Ver-
hältnis der Geschäftsanteile festgesetzt  
und die Ausschüttung entspricht diesem 
Verhältnis. Für eine nachträgliche Änderung 
des Gesellschaftsvertrags zur Regelung 
einer inkongruenten Gewinnverteilung ist 
die Zustimmung derjenigen Gesellschafter 
erforderlich, die hiervon nachteilig betroffen 
sind.

Öffnungsklausel

Der Gesellschaftsvertrag enthält eine 
Klausel, nach der mit Zustimmung der 
beeinträchtigten Gesellschafter eine von  
der satzungsmäßigen oder gesetzlichen 
Regelung abweichende Verteilung beschlos-
sen werden kann. Der Beschluss wurde mit 
den erforderlichen Zustimmungen und der 

ggf. im Gesellschaftsvertrag bestimmten 
Mehrheit gefasst.

Punktuell satzungsdurchbrechender  
Beschluss

Ein punktuell satzungsdurchbrechender 
Beschluss über eine inkongruente Vorab
ausschüttung, der von der Gesellschafter-
versammlung mit den Stimmen aller 
Gesellschafter gefasst worden ist und von 
keinem Gesellschafter angefochten werden 
kann, ist der Besteuerung zugrunde zu 
legen.

Ein derartiger Beschluss liegt vor, wenn  
sich seine Wirkung als Einzelakt erschöpft, 
sodass die Satzung zwar verletzt wird, aber 
nicht mit Wirkung für die Zukunft geändert 
werden soll.

Merke: Ein satzungsdurchbrechender 
Gesellschafterbeschluss, der einen vom 
Satzungsinhalt abweichenden Zustand mit 
Dauerwirkung (sei es auch nur für einen 
begrenzten Zeitraum) begründet, ist selbst 
bei einem einstimmigen Beschluss nichtig, 
wenn bei der Beschlussfassung nicht alle 
Bestimmungen einer Satzungsänderung 
(insbesondere die notarielle Beurkundung 
und Eintragung des Beschlusses in das 
Handelsregister) eingehalten werden.

Zeitlich inkongruente  
Gewinnausschüttung

Nach einer Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs vom 28.9.2021 ist ein zivilrechtlich 
wirksamer Gesellschafterbeschluss, nach 
dem der auf den Mehrheitsgesellschafter 
gemäß seiner Beteiligung entfallene Anteil 
am Gewinn nicht ausgeschüttet, sondern in 
eine gesellschafterbezogene Gewinnrück
lage eingestellt wird, grundsätzlich auch 
steuerlich anzuerkennen.

Dies gilt auch dann, wenn zugleich die 
Gewinnanteile von Minderheitsgesellschaf-
tern ausgeschüttet werden. Die Einstellung 
in eine gesellschafterbezogene Gewinn-
rücklage führt auch bei einem beherrschen-
den Gesellschafter nicht zum Zufluss von 
Kapitalerträgen.

Merke: Bei einer Aktiengesellschaft sind 
inkongruente Gewinnausschüttungen nur 
anzuerkennen, wenn in der Satzung ein  
vom Verhältnis der Anteile am Grundkapital 
abweichender Gewinnverteilungsschlüssel 
festgelegt wurde und die Ausschüttung 
diesem Verhältnis entspricht. Eine inkon-
gruente Gewinnausschüttung aufgrund 
einer Öffnungsklausel oder eines satzungs-
durchbrechenden Beschlusses erfüllen 
diese Voraussetzung nicht.

Quelle: BMF-Schreiben vom 4.9.2024,  
Az. IV C 2 - S 2742/19/10004 :003,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 243964

Für Arbeitgeber

Freie Unterkunft und Verpflegung:  
Voraussichtliche Sachbezugswerte für 2025
Die Sachbezugswerte für freie oder verbil-
ligte Verpflegung und Unterkunft werden 
jährlich an die Entwicklung der Verbrau-
cherpreise angepasst. Nach dem vorliegen-
den Entwurf – mit der Zustimmung durch 
den Bundesrat ist wie in den Vorjahren zu 
rechnen – soll der Sachbezugswert für freie 
Unterkunft 282 EUR monatlich betragen  
(in 2024 = 278 EUR).

Der monatliche Sachbezugswert für  
Verpflegung soll in 2025 um 20 EUR auf  
333 EUR steigen.

Beachten Sie: Aus dem monatlichen Sach-
bezugswert für Verpflegung abgeleitet, 

ergeben sich für 2025 die nachfolgenden 
Sachbezugswerte für die jeweiligen Mahl-
zeiten (Werte für 2024 in Klammern):

Frühstück:

· ��monatlich: 69 EUR (65 EUR)

· ��kalendertäglich: 2,30 EUR (2,17 EUR)

Mittag- bzw. Abendessen:

· ��monatlich: 132 EUR (124 EUR)

· ��kalendertäglich: 4,40 EUR (4,13 EUR)

Quelle: Entwurf der 15. Verordnung zur 
Änderung der Sozialversicherungsentgelt-
verordnung

Für Arbeitgeber

Keine Pauschalierung der Lohnsteuer bei geringfügig  
beschäftigtem Alleingesellschafter-Geschäftsführer
Die Voraussetzungen für die Annahme einer 
geringfügigen Beschäftigung beurteilen sich 
im Rahmen des § 40a Einkommensteuer
gesetz („Pauschalierung der Lohnsteuer  
für Teilzeitbeschäftigte und geringfügig 
Beschäftigte“) ausschließlich nach sozial-
versicherungsrechtlichen Maßstäben.  
Ein GmbH-Alleingesellschafter-Geschäfts-

führer ist sozialrechtlich kein Beschäftigter, 
da er keiner Weisungsgebundenheit unter-
liegt. Folglich kann die Lohnsteuer hier 
nicht pauschaliert werden (FG Sachsen, 

Urteil vom 13.12.2022,  
Az. 3 K 524/22, rechtskräftig durch BFH,  
Beschluss vom 9.8.2023, Az. VI B 1/23).

Für Arbeitgeber

Rechengrößen in  
der Sozialversicherung:  
Geplante Werte für 2025
Die Rechengrößen der Sozialversicherung 
werden gemäß der Lohnentwicklung tur-
nusgemäß angepasst und jährlich mittels 
Verordnung festgelegt. Nun liegt die Sozial-
versicherungsrechengrößen-Verordnung 
2025 im Entwurf vor.

Beachten Sie: Das Jahr 2024 ist das letzte 
Jahr mit unterschiedlichen Beitragsbemes-
sungsgrenzen und Bezugsgrößen in den 
neuen und alten Bundesländern. Ab 2025 
werden einheitliche Werte gelten.

Nachfolgend sind wichtige Rechengrößen 
auszugsweise aufgeführt:

· ��Beitragsbemessungsgrenze in der  
allgemeinen Rentenversicherung:  
8.050 EUR im Monat.

· ��Beitragsbemessungsgrenze in der  
gesetzlichen Krankenversicherung: 
5.512,50 EUR im Monat.

· ��Versicherungspflichtgrenze in der  
gesetzlichen Krankenversicherung  
(sogenannte Jahresarbeitsentgeltgrenze): 
6.150 EUR im Monat.

Quelle: BMAS, Entwurf der Sozialversiche-
rungsrechengrößen-Verordnung 2025
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Versicherungsschutz:  
Unterzuckerung: Wegeunfall auf dem Rückweg von der Arbeit
Um den Versicherungsschutz bei Wege
unfällen wird häufig gestritten. Eine proble-
matische Fallgruppe des unversicherten 
Abwegs hat das Landessozialgericht (LSG) 
Niedersachsen-Bremen (LSG) neu be- 
wertet.

Verkehrsunfall wegen Unterzuckerung

Geklagt hatte ein Mann, der auf dem Rück-
weg von der Arbeit einen schweren Ver-
kehrsunfall hatte. Mit seinem PKW geriet  
er auf die Gegenfahrbahn und stieß frontal 
mit einem LKW zusammen, wobei er er- 
hebliche Verletzungen erlitt. Der Notarzt 
stellte bei ihm eine Hypoglykämie (Unter
zuckerung) fest.

Versicherter befand sich  
auf sogenanntem Abweg

Die Berufsgenossenschaft lehnte die Aner-
kennung eines Wegeunfalls ab, da der Mann 

vier Kilometer über seinen Wohnort hinaus 
unterwegs gewesen sei. Sowohl die Woh-
nung als auch der Betrieb befänden sich in 
entgegengesetzter Richtung; folglich habe 
sich der Unfall auf einem Abweg ereignet. 
Dieser sei nicht versichert.

Dem hielt der Mann entgegen, dass er an 
Diabetes leide. Zum Unfallzeitpunkt sei er 
stark unterzuckert und orientierungslos 
gewesen. Aus diesem Grund sei er an seiner 
Wohnung vorbeigefahren und auf einen 
Abweg geraten. An die Einzelheiten habe er 
keine Erinnerung.

Nur Arbeitsweg geschützt

Anders als die erste Instanz hat das LSG  
die Rechtsauffassung der Berufsgenossen-
schaft bestätigt. Zur Begründung hat es 
ausgeführt, dass ein Wegeunfall auf direkter 
Strecke vom Schutz der gesetzlichen Unfall-
versicherung umfasst sei – ein Abweg 

jedoch nicht. Nur ausnahmsweise könne  
ein irrtümlicher Abweg versichert sein, 
wenn seine Ursache allein in äußeren 
Umständen der Beschaffenheit des Ver-
kehrsraums liege, z. B. Dunkelheit, Nebel 
oder schlechte Beschilderung.

Vorliegend sei der Mann jedoch aufgrund 
einer inneren Ursache auf einen Abweg 
geraten, nämlich der Orientierungslosig- 
keit aufgrund einer Bewusstseinsstörung 
infolge diabetesbedingter Unterzuckerung. 
Die Einbeziehung solcher Abwege in die 
Wegeunfallversicherung würde eine Über-
dehnung des Versicherungsschutzes auf 
Arbeitswegen darstellen und dem Sinn und 
Zweck der Wegeunfallversicherung wider-
sprechen.

Quelle: LSG Niedersachsen-Bremen,  
Urteil vom 12.4.2024, L 14 U 164/21,  
PM vom 3.6.2024
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Vergütungsanspruch:  
Rufbereitschaft oder Bereitschaftsdienst: Was gilt wann?
Notdienste eines Kundendiensttechnikers, 
die dadurch gekennzeichnet sind, dass er 
sich an einem frei wählbaren Ort aufhalten 
kann, aber telefonisch erreichbar sein und 
zu einem Notdiensteinsatz binnen einer 
Stunde am Einsatzort eintreffen muss,  
wenn er angefordert wird, sind Rufbereit-
schaftsdienste und keine Bereitschafts-
dienste. 

Voraussetzung: Unter Berücksichtigung  
der Anfahrtszeit verbleiben noch 30 Minuten 
Zeit, bis der Arbeitnehmer aufbrechen 
muss. Zu diesem Ergebnis kommt das 
Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf.

Notdienst nur sehr selten

Außerdem erläuterte das Gericht, dass das 
oben Gesagte zumindest dann gelte, wenn

 eine tatsächliche Anforderung im Notdienst 
äußerst selten vorkomme – im vorliegenden 
Fall lediglich in einem Umfang von 0,67 % 
der Gesamt-Notdienstbereitschaftszeit.

Ruhezeit

Liege arbeitsschutzrechtlich Rufbereit- 
schaft und kein Bereitschaftsdienst vor, 
handele es sich um Ruhezeit im Sinne des 
Arbeitszeitgesetzes (hier: § 5 ArbZG). 

Der vergütungsrechtliche Arbeitszeitbegriff 
folge hier dem arbeitsschutzrechtlichen, 
sodass – soweit keine gesonderte Regelung 
im Arbeitsvertrag, in Tarifverträgen oder 
Betriebsvereinbarungen zur Anwendung 
gelange – keine Vergütungspflicht bestehe.

Ausgenommen hiervon seien die Zeiten 
tatsächlicher Arbeitsleistung im Rahmen 
der Aktivierung aus dem Notdienst heraus, 
die als Vollarbeit zu vergüten sind.

Mindestlohngesetz

Auch das Mindestlohngesetz knüpfe an 
geleistete Zeitstunden an und mithin an den 
vergütungsrechtlichen Arbeitszeitbegriff. 

Arbeitsschutzrechtliche Ruhezeit sei weder 
arbeitsschutz- noch vergütungsrechtlich 
Arbeitszeit und begründet daher auch keine 
Mindestlohnansprüche.

Quelle: LAG Düsseldorf, Urteil vom 
16.4.2024, 3 SLa 10/24, Abruf-Nr. 242919 
unter www.iww.de
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Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.12.2024 
ESt, KSt = 10.12.2024

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 13.12.2024 
ESt, KSt = 13.12.2024

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 12/2024 = 23.12.2024

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/23 2/24 5/24 9/24
+ 4,3 % + 2,7 % + 2,8 % + 1,6 %

Arbeitsrecht

Sozialgesetzgebung:  
Gesetzentwurf für moderne Arbeitsförderung
Weniger Bürokratie, mehr Transparenz und 
Bürgerfreundlichkeit: Mit diesen Zielen will 
die Bundesregierung die Arbeitsförderung 
und die Arbeitslosenversicherung moder
nisieren. Dazu hat sie nun einen umfang
reichen Entwurf (20/12779) eines Gesetzes 
zur Modernisierung der Arbeitslosenver
sicherung und Arbeitsförderung (SGB-III- 
Modernisierungsgesetz) vorgelegt.

Das ist beabsichtigt

Darin geht es um die Weiterentwicklung des 
Vermittlungsprozesses, Vereinfachungen 
und Entlastungen im Versicherungs- und 
Leistungsrecht, die Anpassung von Förder-
instrumenten und den Ausbau der Förder
instrumente der Bundesagentur für Arbeit.

Unterstützung von Gründern

Um Gründerinnen und Gründer zu unter-
stützen, soll der Zugang zur Arbeitslosen-

versicherung leichter werden, indem Grün-
der mehr Zeit für die Entscheidung erhal- 
ten sollen, ob sie sich weiter in der Arbeits-
losenversicherung absichern wollen.

Vereinfachung bei der  
Arbeitslosengeldberechnung

Die Berechnung des Arbeitslosengeldes  
soll vereinfacht werden, indem künftig 
einheitlich die Abzugsbeträge für die Sozial-
versicherungspauschale, die Lohnsteuer 
und den Solidaritätszuschlag berücksichtigt 
werden, die sich zu Beginn des Jahres 
ergeben, in dem der Anspruch auf Arbeits-
losengeld entstanden ist. 

Aufwändige Nachberechnungen sollen 
dadurch vermieden werden.

Ausweitung des  
Eingliederungszuschusses

Der Entwurf sieht ferner vor, den Eingliede-
rungszuschuss bei Übernahme von Men-
schen mit Behinderungen und schwerbe-
hinderten Menschen in ein Arbeitsverhält- 
nis durch den ausbildenden Arbeitgeber im 
Anschluss an eine abgeschlossene Aus- 
oder Weiterbildung auszuweiten. 

Auch sollen die Kosten der Unterkunft  
bei Auszubildenden mit Behinderungen  
in bestimmten Fallkonstellationen besser 
berücksichtigt werden. 

Im Recht der Weiterbildungsförderung soll 
zudem klargestellt werden, dass der isolier-
te Erwerb von Grundkompetenzen sowie  
das Nachholen des Hauptschulabschlusses 
auch für geringqualifizierte Beschäftigte 
förderfähig sind.

Quelle: hib – heute im bundestag Nr. 589


